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Gesetzliche Grundlagen 
 

A. Richtlinie der Hochschule Bremen zum Verbot der sexuellen Belästigung und 

     Gewalt am Arbeitsplatz vom 13.06.1994 

B. Dienstanweisung zum Schutz vor sexueller Belästigung am 

    Arbeitsplatz vom 01.August 2012, Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen, S. 448 

 

 

Richtlinie der Hochschule Bremen zum Verbot 

der sexuellen Diskriminierung 

und Gewalt am Arbeitsplatz 

vom 13.06.1994 

 
Präambel 

 

Die Hochschule Bremen wirkt bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben auf die Beseitigung der für Frauen in der Lehre 

und Forschung bestehenden Nachteile hin und trägt zur 

Gleichberechtigung der Geschlechter und zum Abbau der 

Benachteiligung von Frauen bei. 

Frauen werden in vielfacher Weise benachteiligt. Dabei 

stellen sexuelle Diskriminierung und Gewalt die intensivs-

ten Beeinträchtigungen der Würde, der seelischen und 

körperlichen Integrität von Frauen dar. In der Hochschule 

schaffen derartige Verhaltensweisen ein einschüchterndes 

und entwürdigendes Arbeits- und Lernumfeld. 

 

Sexuelle Diskriminierung und Gewalt, die von Bediensteten 

der Hochschule ausgehen, beinhalten immer auch  die Ver-

letzung arbeitsvertraglicher, dienstlicher oder beamten-

rechtlicher Pflichten. Neben der Verletzung strafrechtlicher 

Bestimmungen stellen sie eine Störung des Hochschulbe-

triebes dar und werden deshalb in der Hochschule beson-

ders verfolgt. 

Die Mitglieder und Angehörigen der Hochschule sind in ih-

rem Arbeitbereich dafür verantwortlich, dass sexuell dis-

kriminierendes Verhalten und Gewaltanwendung unter-

bleiben oder unverzüglich unterbunden werden. 

 

Sexuelle Diskriminierung und Gewalt richten sich in aller 

Regel gegen Frauen. Werden Männer davon betroffen, 

sind sie nach Maßgabe dieser Richtlinie in gleicher Weise 

zu schützen wie Frauen.  

 

1. Begriffsverständnis 

 

Unter die Begriffe sexueller Diskriminierung und Gewalt im 

Sinne dieser Richtlinie fallen Verhaltensweisen, die allge-

mein als sexuell herabwürdigend oder beleidigend emp-

funden werden, sei es in Form von verbalen Äußerungen 

oder Handlungen. Hierzu zählen beispielsweise: 

 

• entwürdigende sexuelle Bemerkungen über Personen und 

deren Körperlichkeit, 

• obszöne und kompromittierende Äußerungen und Witze, 

• sexuell herabwürdigende Gesten und Verhaltensweisen sowie 

sexuell herabwürdigende Kommentare über das Intimleben 

und die Körperlichkeit konkreter Personen, 

• die verbale oder bildliche provozierende Präsentation porno-

graphischer oder sexistischer Darstellungen im dienstlichen 

oder Ausbildungs-Zusammenhang, 

• das Kopieren, Anwenden oder Nutzen pornographischer oder 

sexistischer Computerprogramme auf dienstlichen EDV-

Anlagen, 

• Nötigung zu sexuellen Verhalten 

• unangebrachte oder unerwünschte Körperkontakte und kör-

perliche Übergriffe. 

 

Als sexuell diskriminierend gelten darüber hinaus alle auf 

die Sexualität bezogenen Verhaltensweisen, welche die in-

dividuelle sexuelle Selbstbestimmung oder das Wertgefühl 

von Personen verletzen. 

 

Die sexuelle Diskriminierung und Gewalt unter besonderer 

Ausnutzung der dienstlichen Stellung und von Abhängig-

keitsverhältnissen am Ausbildungs- und Arbeitsplatz und 

im Studium unter Androhung oder unter Zusage von Vor-

teilen werden als besonders schwerwiegende Verstöße 

eingestuft. 

 

2. Reaktionen auf Fälle sexueller Diskriminierung  

und Gewalt 

 

Werden Fälle sexueller Diskriminierung und Gewalt be-

kannt, kommen je nach den Umständen des Einzelfalles 

und unter Wahrung der Anonymität der Betroffenen fol-

gende Reaktionen in Betracht: 

 

persönliches Gespräch der betroffenen Frau oder einer Per-

son ihres Vertrauens mit dem Beschuldigten, persönliches 

Gespräch einer bzw. eines Vorgesetzten, eines Mitglieds 

des Personalrates, der Frauenbeauftragten oder von Funk-

tionsträgern der Selbstverwaltung mit dem Beschuldigten 

unter Hinweis auf das Verbot sexueller Diskriminierung und 

Gewalt in der Hochschule. 

 

Bleiben die vorgenannten Maßnahmen erfolglos oder er-

scheinen sie im Hinblick auf die Schwere des Vorfalls nicht 

ausreichend, kommen, unter Einschaltung der Hochschul-

leitung, folgende Maßnahmen in Betracht: 

 

• formelles Dienstgespräch, 

• mündliche oder schriftliche Belehrung, 

• schriftliche Abmahnung, 
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• Versetzung oder Umsetzung an einen anderen Arbeitsplatz 

innerhalb oder außerhalb der Hochschule, 

• Ausschluss von einer Lehrveranstaltung, 

• Ausschluss von der Nutzung von Hochschuleinrichtungen, 

• Hausverbot, 

• Exmatrikulation, 

• fristgerechte oder fristlose Kündigung bzw. Einleitung eines 

Disziplinarverfahrens mit entsprechender Zielsetzung, 

• Strafanzeige und Strafantrag durch den Rektor der  

Hochschule. 

 

 

3. Aufdeckung sexueller Diskriminierung und Gewalt 

 

Die weiblichen Hochschulmitglieder und Angehörigen 

werden auf ihr Recht hingewiesen, über sexuelle Diskrimi-

nierung und Gewalt zu berichten und Beschwerde zu füh-

ren. Betroffenen Frauen können sich zur Wahrung ihrer 

Anonymität auch unter Einschaltung einer dritten Person 

ihres Vertrauens beschweren. Ansprechpartnerin für be-

troffene Frauen ist auch die Arbeitsstelle gegen sexuelle 

Diskriminierung und Gewalt. 

Die Arbeitsstelle ist zu erreichen unter Universität Bremen, 

c/o FB 6, Postfach 330440, 28334 Bremen. 

 

Betroffene Frauen können sich daneben an die Selbstver-

waltungsinstanzen der Hochschule, den Personalrat, die 

Frauenbeauftragte oder eine Verwaltungsinstanz mit Lei-

tungsaufgaben wenden. 

 

Funktionsträger und Funktionsträgerinnen sowie Vertreter 

und Vertreterinnen in der Selbstverwaltung, die Kenntnis 

von Vorfällen sexueller Diskriminierung und Gewalt erhal-

ten, sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit jedem 

Hinweis nachzugehen und gegebenenfalls dafür Sorge zu 

tragen, dass künftig derartiges Verhalten unterbleibt. 

 

Es ist sicherzustellen, dass berichtenden oder beschwerde-

führenden Frauen keine persönlichen oder beruflichen 

Nachteile entstehen. Alle einzuleitenden Schritte müssen 

daher im Einvernehmen mit der Betroffenen bzw. ihrer 

Vertrauensperson erfolgen. 

 

4. Bekanntmachung 

 

Die Richtlinie ist allen Mitgliedern und Angehörigen der 

Hochschule schriftlich bekannt zu machen. Neu eingestell-

tem Personal ist die Richtlinie mit der Dienstanweisung 

zum Verbot der sexuellen Diskriminierung und Gewalt am 

Arbeitsplatz auszuhändigen. Die Kenntnisnahme muss 

schriftlich bestätigt werden. Die Fachbereiche machen die 

Richtlinie zusätzlich mittels Aushang bekannt. 

 

5. Inkrafttreten 

 

Die Richtlinie tritt am Tag ihrer Verabschiedung durch den 

Akademischen Senat in Kraft. 

Dienstanweisung zum Schutz vor sexueller Be-

lästigung am Arbeitsplatz  
vom 01.August 2012 Amtsblatt der Freien Hansestadt  

Bremen,  S.448 

 

1. Präambel 

 

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen setzt sich auf allen 

Ebenen für den Schutz der Würde von Frauen und Män-

nern und für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit der Be-

schäftigten des Landes und der Stadtgemeinde Bremen 

ein. Jede Mitarbeiterin, jeder Mitarbeiter und alle anderen 

Personen haben ein Recht auf  einen die Würde nicht ver-

letzenden Umgang ohne sexuelle Belästigung. Sexuelle 

Übergriffe und Belästigungen stellen eine erhebliche Beein-

trächtigung und Verletzung der Menschenwürde dar, die 

nicht geduldet wird. 

 

In Ergänzung der Bestimmungen des Allgemeinen Gleich-

behandlungsgesetzes (AGG) soll diese Dienstanweisung 

helfen, Fälle von sexueller Belästigung am Arbeitsplatz zu 

vermeiden und/oder gezielt aufzuklären und zu verfolgen. 

Betroffene Männer und Frauen sollen ermutigt werden, se-

xuelle Belästigung nicht hinzunehmen, sondern ihre Ab-

lehnung unmissverständlich deutlich zu machen und sich 

aktiv dagegen zu wehren. Belästigenden sollen die klaren 

Grenzen und die möglichen Folgen ihres Verhaltens deut-

lich gemacht werden. 

 

Die Dienstanweisung verfolgt das Ziel, Beschäftigte für die 

Themen der sexuellen Belästigung zu sensibilisieren, um 

präventiv wirken zu können. Darüber hinaus werden Ab-

läufe und Strukturen dargestellt, die eine schnelle, faire 

und nachvollziehbare Lösung des Problems erlauben. 

 

Alle Beschäftigten sind verpflichtet dafür Sorge zu tragen, 

dass es zu keiner sexuellen Belästigung kommt bezie-

hungsweise entsprechenden Verhaltensweisen schnell und 

konsequent entgegengetreten wird. Sie haben durch ihr 

Verhalten dazu beizutragen, dass die persönliche Integrität 

und die Selbstachtung aller Beschäftigten respektiert wird. 

Dies gilt insbesondere für Vorgesetzte. 

 

2. Begriffsbestimmung 

 

Sexuelle Belästigung ist ein unerwünschtes, sexuell be-

stimmtes Verhalten, das bezweckt oder bewirkt, dass die 

Würde der betreffenden Person verletzt wird, insbesondere 

wenn ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri-

gungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekenn-

zeichnetes Umfeld geschaffen wird. 

 

Dazu zählen unter anderem: 

 

- anzügliche Bemerkungen und Kommentare 

- sexuell gefärbte herabwürdigende Gesten und 

  Verhaltensweisen        

- sexuell bestimmte körperliche Berührungen 




